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Merkblatt Nachteilsausgleich in der städtischen Kulturförderung (Projektförderung)  

 

Kulturschaffen von, mit und für Menschen mit Behinderungen kann mit zusätzlichen, behinde-

rungsbedingten Aufwänden verbunden sein. Diese können die Produktionsseite (z. B. Bedarf 

für zusätzliche Assistenz, temporäre bauliche Anpassungen) wie die Publikumsseite (z. B. 

Übersetzungen in Gebärdensprache) betreffen. Um solche Nachteile auszugleichen und das 

Miteinander von Menschen mit und ohne Behinderungen zu ermöglichen, sind Kulturschaf-

fende oft auf zusätzliche Beiträge angewiesen.  

 

Zur Finanzierung zusätzlicher, behinderungsbedingter Aufwände sind ergänzend zu sozialver-

sicherungsrechtlichen Leistungen sowie Produktionsbeiträgen von Kultur Stadt Bern auch Bei-

träge aus dem von der Direktion für Bildung, Soziales und Sport verwalteten F onds für Be-

tagte, Kranke und Behinderte möglich. Die Stadt Bern ist im Rahmen der Kulturstrategie 

2017–2028 bestrebt, das Gesuchsverfahren für Kulturschaffende zu vereinfachen. Neu kön-

nen Kulturschaffende deshalb nachteilausgleichende Beiträge gleichzeitig  mit dem Gesuch 

um einen Projektbeitrag bei Kultur Stadt Bern eingeben. Die beteiligten Stellen der Stadtver-

waltung koordinieren sich untereinander.  

 

Zu beachten ist, dass eine Unterstützung des Fonds subsidiär und in der Regel einmalig  (evtl.  

zweimalig) erfolgt. Die Fonds der BSS leisten keine Dauerunterstützung.  Gesuchstellende 

(Stiftungen/Vereine/Gemeinschaften/Kollektive) mit hohem Gewinn und/oder Eigenkapital dür-

fen nicht berücksichtigt werden, da eine Eigenfinanzierung zumutbar ist.   

 

Ein Beitrag zum Nachteilsausgleich ist unter folgenden Bedingungen möglich:  

 

- Aufwendungen für den Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile müssen im Projekt-

gesuch gesondert ausgewiesen und begründet werden; 

 

- Es muss der Nachweis erbracht werden, dass andere Finanzierungsquellen (z. B. Stif-

tungen, Sozialversicherungsbeiträge wie z. B. Assistenzbeitrag IV) ausgeschöpft wer-

den respektive im konkreten Fall nicht zur Verfügung stehen;  

 

- Beiträge zum Nachteilsausgleich müssen zweckgebunden verwendet werden.  
 

- Die Institution verfügt nicht über angemessene Mittel, die Kosten selbst zu überneh-

men. 
 

- Eine Unterstützung wurde in den vergangenen Jahren noch nicht ausgerichtet oder 

erst einmalig. 

 

Es besteht kein Anspruch auf einen subsidiären Nachteilsausgleich im Rahmen der städti-

schen Fonds. Massgebend sind die Bestimmungen der entsprechenden Fondsverordnung .1 

 

 
1 Verordnung über den Fonds für Betagte, Kranke und Behinderte (Fondsverordnung Betagte, Kranke und Behin-
derte; FVBKB), SSSB 631.36. 

http://www.bern.ch/themen/stadt-recht-und-politik/recht/recht-der-stadt-bern/systematik

